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1. Grußwort des Verbandsvorstehers 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Leserinnen und Leser, 
 
wie immer, wenn Sie diese Zeilen lesen, ist der erste Monat des Jahres schon vergan-
gen. Ich wünsche Ihnen trotzdem im Namen des Vorstandes, der Geschäftsführung und 
der Mitarbeiterinnen und der Mitarbeiter des LWBV ein gutes und vor allem gesundes 
Jahr 2022. 
Womit wir bei der Corona-Pandemie wären, die uns auch in 2022 begleitet und uns wie-
derum Einschränkungen abverlangen wird. Diese Herausforderungen müssen wir, wie 
auch in den beiden vorangegangenen Jahren, meistern. 
Mit Blick auf die im Mai 2022 stattfindende Landtagswahl in Schleswig-Holstein muss 
das Digitale Unterhaltungsverzeichnis (DUV) von den Verbänden in diesem Jahr zum 
Abschluss gebracht werden. Nach der Landtagswahl 2017 war dies ein Hauptbestandteil 
der 2. Zielvereinbarung, um den Pauschalzuschuss in Höhe von 5,7 Mio.€ für die Legis-
laturperiode zu sichern. Um den aktuellen Zuschuss nicht zu gefährden, sollten auch die 
Verbände, die hier bislang noch nicht tätig geworden sind, den vom Landesverband mit 
dem Ministerium geschlossenen Kompromiss nutzen und eine DUV-Auftragsbestätigung 
übersenden.  
 
Gerade die Starkregenereignisse im letzten Jahr in Teilen unserer Republik, rückten die 
Wasserwirtschaft noch stärker in den Fokus. 
Hier ist immer noch unsere Analyse „WEITBLICK WASSER“ hochaktuell, in der die von 
den Verbänden unterhaltene Infrastruktur untersucht wird und aus der wir Ableitungen 
für die Zukunft der Wasserwirtschaft als Daseinsvorsorge ziehen können. 
Man kann nicht oft genug darauf hinweisen, dass diese Infrastruktur, die wir unterhalten, 
von allen Bürgerinnen und Bürger genutzt wird, die Kosten aber überwiegend von den 
Mitgliedern der Verbände getragen werden. Deshalb ist der Pauschalzuschuss des Lan-
des mehr als gerechtfertigt. Ich will hier besonders betonen, dass es bei der Fülle der 
Aufgaben und Forderungen unbedingt einer deutlichen Erhöhung dieses Zuschusses be-
darf. 
Darum möchte ich alle Mitglieder der Verbände dazu aufrufen, die Kandidaten der Par-
teien in ihren Wahlkreisen auf die Wichtigkeit der Verbandsarbeit und deren Finanzierung 
hinzuweisen. Nur so können wir auch in Zukunft für alle Schleswig-Holsteiner zweckdien-
liche Arbeit an den uns anvertrauten Gewässern und Bauwerken leisten. 
Um die dadurch entstehenden Kosten auch rechtssicher heben zu können, sind insbe-
sondere in Einzelmitgliedschaft gegründete Verbände auf aktuelle Eigentümerdaten an-
gewiesen.  
 
Nachdem sich das Land aus der verbandsweisen Bereitstellung dieser Daten zurückge-
zogen hat, war es daher eine Selbstverständlichkeit, dass sich der Landesverband dieser 
Sache annimmt. Gemeinsam mit fachlicher Unterstützung aus Mitgliedsverbänden, dem 
LLUR sowie externen Dienstleistern wird zurzeit mit Hochdruck an einer Fortführung der 
Datenlieferung gearbeitet.  
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Diesen Kolleginnen und Kollegen möchte ich ausdrücklich danken, gleichzeitig aber auch 
mein Befremden über die Umstellung in der Datenbereitstellung durch das Land ausdrü-
cken.   
Es geht in der Wasserwirtschaft Schleswig-Holsteins um gemeinschaftliche Aufgaben 
der Daseinsvorsorge. Diese werden auch in den Gesprächen des Vorstandes und der 
Geschäftsführung mit den Parteien des Landtages das zentrale Thema sein.     
Wir haben noch viel Arbeit vor uns, lassen Sie uns zuversichtlich nach vorne blicken, 
damit weiterhin „ALLES FLIESST“. 
 
In diesem Sinne herzliche Grüße 
 
Ihr 
Hans-Heinrich Gloy 
Verbandsvorsteher 
 
    
2. Vorstand des Landesverbandes einstimmig wiedergewählt 
Im Rahmen der Ausschusssitzung am 02.September 2021 wurde der amtierende Vor-
stand des Landesverbandes einstimmig wiedergewählt.  
Diesem gehören, neben Verbandsvorsteher Hans-Heinrich Gloy (WBV Obere Buckener 
Au) der stellv. Verbandsvorsteher Klaus Busch-Claußen (Wasserverband Süderdith-
marschen) sowie die Vorstandsmitglieder Jan Jürgen Rabeler (DHSV Eiderstedt),  
Robert Muus (WBV Ostholstein) und Wolfgang Pagel (GLV Herzogtum Lauenburg) an. 
 

 
 
v.l.n.r. 
Der alte und neue Vorstand des Landesverbandes der Wasser- und Bodenverbände:  
Jan Jürgen Rabeler, Klaus Busch-Claußen, Hans-Heinrich Gloy, Robert Muus, Wolfgang Pagel  
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3. Die neuen Mitglieder im Verbandsausschuss stellen sich vor 
Auf den Regionalkonferenzen 2019 / 2020 wurden neue Ausschussmitglieder gewählt.  
Die Amtszeit des bisherigen Verbandsausschusses endete bereits zum 30. Juni 2020, 
so dass die neugewählten Ausschussmitglieder an der für den 03.12.2020 angesetzten 
Versammlung hätten begrüßt werden sollen. Leider musste diese Verbandsausschuss-
sitzung pandemiebedingt kurzfristig abgesagt werden. Die neuen Mitglieder waren daher 
im Rahmen der Ausschusssitzung am 02. September 2021 zum ersten Mal dabei und 
wurden entsprechend herzlich begrüßt.  
 
  

 
 

v.l.n.r.:  
Sven Schüder (DHSV Krempermarsch),  
Uwe Harbek (Wasserverband Norderdithmarschen),  
Hans Sören Petersen (WBV Angelner Auen),  
Werner Peter Paulsen (Wasserverband Treene),  
Volker Ohlsen (Wasserbeschaffungsverband Thumby),  
Henning Diederichsen (WBV Langballigau),  
Heinrich Mougin (WBV Cismar),  
Karl-Bernd Reimers (Wasserverband Krempermarsch)  
 

Auf dem Foto fehlen:  
Stephan-Reimer Janßen (DHSV Dithmarschen),  
Frank-Heinrich Lübbers (GUV Steinau/Nusse)  
Karsten Kühl (WBV Rade-Ostenfeld)  

 
 
4. Ausschusssitzung erneut verschoben 
Pandemiebedingt musste der Landesverband wiederum auch die für den 07. Dezember 
2021 geplante Ausschusssitzung ins Jahr 2022 verschieben. 
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5. Zielvereinbarung / Digitales Unterhaltungsverzeichnis (DUV) 
Bereits 2018 wurde die Zielvereinbarung „Schonende Gewässerunterhaltung“ um wei-
tere vier Jahre verlängert. In dieser Zielvereinbarung haben sich die Unterhaltungsträger 
u.a. dazu verpflichtet, die Unterhaltungskonzepte ihrer Verbandsgewässer sowie die 
Konzepte der vorhandenen Sandfänge digital zu erfassen und im Digitalen Unterhal-
tungsverzeichnis (DUV) abzubilden. Im Gegenzug erhöhte das Land bis 2022 die Zu-
schüsse zur Gewässerunterhaltung um jährlich 700.000 €. 
Zu Beginn des Jahres 2021 startete die digitale Bearbeitung der Unterhaltungskonzepte 
durch die Verbände. In mehreren Informationsveranstaltungen des MELUND, welche 
überwiegend in Präsenz durchgeführt werden konnten, wurden die Bearbeitungsgebiets-
verbände, die Verantwortlichen der Erfassungsstellen sowie die Mitarbeiter der Kreise 
ausführlich informiert und hatten auch die Gelegenheit, noch offene Fragen direkt zu klä-
ren. Bis zum 30. Juni 2022 sollen die Arbeiten im Digitalen Unterhaltungsverzeichnis ab-
geschlossen sein.  
Im Jahr 2023 sollen die Inhalte im Rahmen einer Evaluation durch den Landesverband 
sowie dem MELUND ausgewertet werden. Für die Vergleichbarkeit ist es wesentlich, 
dass sich die Angaben zu den Unterhaltungs-Kategorien im digitalen Unterhaltungsver-
zeichnis nicht grundlegend von den Angaben der analogen Unterhaltungskonzepte un-
terscheiden.  

              
Auch an dieser Stelle wird aus gegebenem Anlass nochmals darauf hingewiesen, 
dass die Erstellung eines DUV zwingende Voraussetzung zur Erlangung eines Pau-
schalzuschusses nach §§ 38, 61 LWG ist! 
Zwar konnte in Verhandlungen zwischen Landesverband und dem MELUND als 
Zuschussgeber Einigung erzielt werden, dass unterhaltungspflichtigen Verbänden 
und Kommunen ausnahmsweise -auch aufgrund coronabedingter Verzögerungen- 
ein zeitlicher Aufschub gewährt wird. Dies erfordert jedoch zwingend eine Bestä-
tigung des betroffenen Unterhaltungsträgers. 
Über die formalen Voraussetzungen eines solchen Aufschubs wurden die Betref-
fenden mit Schreiben vom 21.01.2022 direkt informiert.  

   -Sta/Ro- 
 
6. Künftiger Umgang mit der Bereitstellung von Flurstücks- und Eigentümer-Daten  
Nachdem die Wasser- und Bodenverbände jahrelang nur kostenpflichtig digitale Aus-
züge aus dem Automatisierten Liegenschaftsbuch (ALB) der Katasterämter beziehen 
konnten, wurden diese Geodaten mit Beginn des Jahres 2011 kostenfrei zur Verfügung 
gestellt. 
Basierend auf einer vom Landesverband für seine Mitgliedsverbände mit dem Landess-
amt für Vermessung und Geoinformation (LVermGeo SH) geschlossenen Vereinbarung 
haben zahlreiche Verbände im Land diese Daten in regelmäßigen Abständen bezogen. 
  
Dem Landesverband wurde auf Grundlage eines Beschlusses des Lenkungsgremiums 
Geodateninfrastruktur SH die Funktion einer zentralen GDI-SH-Kopfstelle für die schles-
wig-holsteinischen Wasser- und Bodenverbände (WBV) übertragen. Daher hat 
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das LVermGeo SH die Lieferung der ALKIS-Datenpakete an die einzelnen Verbände und 
deren Geschäftsstellen bedauerlicherweise zum Ende dieses Jahres eingestellt. Das De-
zember-Update war somit das letzte in der gewohnten Form. 
  
In einem Schreiben vom 03. Dezember 2021 wurde über einen Lösungsvorschlag infor-
miert, mit dem es betroffenen Verbänden ermöglicht werden soll, auch weiterhin ALKIS-
Datenpakete zu beziehen. Die Firma geoGLIS hat hier ein entsprechendes Konzept er-
arbeitet, welches nun umgesetzt wird. 
 
Künftig wird geoGLIS im Auftrag des Landesverbandes mit Hilfe der Verbandsgrenzen 
pro Verband ein Datenpaket erstellen. Die Verbandsgrenzen kommen aus dem zentralen 
Datenbestand des AWGV. Erforderlich für die Belieferung mit ALKIS-Daten ist eine Be-
stellung durch die WBVs bei der Firma geoGLIS. Ein entsprechendes Bestellformular 
sowie eine Datenschutzvereinbarung sind diesen Verbands-Informationen als Anlage 
beigefügt.  
 
Für Verbände, die entsprechende Daten benötigen und bisher noch keinen Kontakt zu 
uns oder zur Firma geoGLIS aufgenommen haben, stehen wir in dieser Sache natürlich 
gerne unterstützend zur Verfügung und bitten um eine möglichst zeitnahe Rückmeldung. 
 
                              -Sta- 
 
 
7. „Trauerseeschwalbe auf Eiderstedt“: Bundesverwaltungsgericht hebt Urteil des 
OVG Schleswig auf 
 
Über die Verpflichtung des Deich- und Hauptsielverbandes Eiderstedt zu Schadensbe-
grenzungs- und Sanierungsmaßnahmen wegen der Schädigung der Trauerseeschwalbe 
im Vogelschutzgebiet Eiderstedt muss vor dem Schleswig-Holsteinischen Oberverwal-
tungsgericht erneut verhandelt werden. Das hat das Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig Ende 2021 entschieden (BVerwG 7 C 6.20 - Urteil vom 25. November 2021). 

Der Naturschutzbund Deutschland - Landesverband Schleswig-Holstein - begehrt ge-
genüber dem beklagten Kreis Nordfriesland, den beigeladenen Deich- und Hauptsielver-
band Eiderstedt zu Schadensbegrenzungs- und Sanierungsmaßnahmen nach dem Um-
weltschadensgesetz zu verpflichten. Der Deich- und Hauptsielverband betreibe sein Siel- 
und Schöpfwerk unter Missachtung der Erhaltungsziele des Vogelschutzgebiets. Die Ab-
senkung des Wasserstands störe die Trauerseeschwalbe, die dort ihr wichtigstes schles-
wig-holsteinisches Brutgebiet habe. Der Beigeladene beruft sich unter anderem darauf, 
es liege keine erhebliche Schädigung vor, weil sich seine Tätigkeit im Rahmen der zu-
lässigen normalen Bewirtschaftung bewege. 

Das Verwaltungsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberverwaltungsgericht hat der 
Klage überwiegend stattgegeben. Das Bundesverwaltungsgericht hat das Verfahren zur 
Klärung der Reichweite der Umwelthaftungsrichtlinie (RL 2004/35/ EG), deren Umset-
zung das Umweltschadensgesetz dient, ausgesetzt (BVerwG, Beschluss vom 26. Feb-
ruar 2019 - 7 C 8.17). Der Gerichtshof der Europäischen Union hat mit Urteil vom 
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9. Juli 2020 (C-297/19) entschieden, dass der Begriff der beruflichen Tätigkeit im Sinne 
der Umwelthaftungsrichtlinie auch Tätigkeiten erfasst, die aufgrund gesetzlicher Aufga-
benübertragung im öffentlichen Interesse ausgeübt werden. Weiter hat der Gerichtshof 
geklärt, dass die Bewirtschaftung eines Gebiets nicht nur die unmittelbare Bodenertrags-
nutzung, sondern auch den Betrieb eines Schöpfwerks umfassen kann. Die Normalität 
der Bewirtschaftung ist in erster Linie anhand der Bewirtschaftungsdokumente zu ermit-
teln, wobei die Erfüllung der in der Habitat- und Vogelschutzrichtlinie vorgesehenen Ziele 
und Verpflichtungen nicht infrage gestellt werden darf. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat auf der Grundlage dieser bindenden Vorgaben das 
Berufungsurteil aufgehoben und den Rechtsstreit an das Oberverwaltungsgericht zu-
rückverwiesen. Es wird insbesondere zu klären haben, ob der Siel- und Schöpfwerksbe-
trieb des Beigeladenen eine im dargelegten Sinne normale Bewirtschaftungsweise dar-
stellt. Grundlage für die Ermittlung ist der für das Vogelschutzgebiet Eiderstedt erlassene 
Managementplan, der etwa eine Absenkung des Wasserstandes unter den Stand bei 
Ausweisung des Vogelschutzgebietes für nicht zulässig erklärt. Ob der Managementplan 
seinerseits die Ziele und Verpflichtungen der Habitat- und Vogelschutzrichtlinie achtet, 
wird das Oberverwaltungsgericht gegebenenfalls zu klären haben. Das Verfahren ist 
nicht nur für die verbandliche Wasserwirtschaft von entscheidender Bedeutung, da es 
erste höchstrichterliche Entscheidungen zum Umweltschadensgesetz erwarten lässt.
                      
                                        -Ro- 

 
8. Allianz für den Gewässerschutz – Gewässerrandstreifen 
Die Unterhaltungsverbände setzen sich auch im Rahmen der „Allianz für den Gewässer-
schutz“ seit Jahren für die Einrichtung breiter, dauerhafter Gewässerrandstreifen entlang 
der Vorranggewässer und ihrer Einzugsgebiete ein.  
Bereits mehrfach wurde über einen Verfügungsrahmen informiert, den das MELUND 
jährlich zum Zwecke des Flächenerwerbs entlang der Gewässer zur Verfügung stellt. Auf 
diesen Flächen sollen breite, dauerhafte Gewässerrandstreifen eingerichtet werden, 
denn sie bilden den Übergang von Wasser zu Land. Optimal angelegte, dauerhafte 
Randstreifen können den Stoffeintrag reduzieren, die Struktur verbessern und damit die 
Ökologie des Gewässers positiv beeinflussen.  
Die Abwicklung des Flächenerwerbs (Kauf oder auch Entschädigung) übernimmt seit 
2019 der Landesverband, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt sind (1) der Erwerb 
oder die Entschädigung basieren auf den vom Land herausgegebenen Musterverträgen, 
(2) die Flächen liegen innerhalb der ausgewiesenen Gebietskulisse, (3) die vom Land 
festgelegten, preislichen Obergrenzen werden nicht überschritten.   
Dieses schlanke Abwicklungsverfahren hat sich auch im Jahr 2021 als erfolgreich erwie-
sen und wir sind zuversichtlich, auch in den kommenden Jahren auf diese Weise Flächen 
am Gewässer sichern zu können.  
Details hierzu und auch ausführliche Informationen zu den anderen Themen und Inhalten 
der Allianz für den Gewässerschutz finden Sie demnächst auf der neuen Homepage der 
Allianz für den Gewässerschutz unter https://www.allianz-gewaesserschutz.de.    
                        -Sta- 
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9. Umgang mit Sandfängen 
Im Rahmen eines stichprobenartigen Monitorings wurden im Jahr 2019 an ca. 10 % der 
Sandfänge Schleswig-Holsteins erstmals Proben entnommen und Untersuchungen zu-
geführt. Die betroffenen Verbände wurden informiert und, in Abhängigkeit von der jewei-
ligen stofflichen Belastung der Sandfänge, zum weiteren Vorgehen bzw. zu den Möglich-
keiten der Sedimentverbringung beraten.  
In 2021 wurde ein weiteres Sandfang-Monitoring durchgeführt, wobei diesmal der Fokus 
auf der Untersuchung der Haufwerke von bereits geräumten Sandfängen lag. Verbände, 
die einen Sandfang zu unterhalten hatten und für die Untersuchung auf dies Mittel dieses 
zweiten Monitorings zurückgreifen wollten, wurden gebeten, sich zu melden. Die Aus-
wertung dieser Untersuchungen wird demnächst vorliegen, die beteiligten Verbände wur-
den bereits über die Ergebnisse informiert.  
Darüber hinaus wurde im letzten Jahr eine Umfrage unter den Verbänden sowie den 
Kreisen gestartet, in welcher Fragen zum künftigen Umgang mit bereits bestehenden 
sowie in Planung befindlichen Sandfängen gesammelt wurden. Diese werden durch das 
MELUND sowie das LLUR beantwortet und der „Frage-Antwort-Katalog“ (FAQ) wird 
demnächst auf der Homepage des MELUND eingestellt werden – wir werden Sie auf 
dem Laufenden halten.  
                               -Sta- 
 
 
10. Schleswig-Holsteiner Landtag diskutiert Eckpunkte der Niederungsstrategie 

Umweltminister Jan Philipp Albrecht hat im schleswig-holsteinischen Landtag Eckpunkte 
einer „Strategie für die Zukunft der Niederungen bis 2100“ skizziert. Mit dieser Strategie 
sollen Lösungen entwickelt werden, wie die Wasserwirtschaft die zahlreichen Niederun-
gen im Land vor dem Hintergrund des Klimawandels mit ansteigendem Meeresspiegel 
von Nord- und Ostsee managen kann. 

„Ein Fünftel der Landesfläche Schleswig-Holsteins liegt unter 2,5 Meter Normalhöhen-
null. Wir stellen uns den drängenden Herausforderungen dieser Niederungen und wollen 
mit den Betroffenen vor Ort zukunftssichere Lösungen finden,“ sagte Albrecht: „Die bis-
herigen Wirtschaftsweisen der Wasser- und Landwirtschaft müssen überprüft und an die 
gesellschaftlichen Ziele wie Treibhausgasneutralität und einen erhöhten Biodiversitäts- 
und Gewässerschutz angepasst werden.“ 

Die vorwiegend landwirtschaftlich genutzten Niederungsgebiete in Schleswig-Holstein 
stehen vor dem Hintergrund des Klimawandels und der sich ändernden Umweltbedin-
gungen vor erheblichem Anpassungsbedarf. Die Niederungen werden zu großen Teilen 
aktiv über Schöpfwerke und Siele entwässert. Dies wird durch den ansteigenden Mee-
resspiegel der Nord- und Ostsee sowie Starkregenereignisse zunehmend erschwert. Zu-
dem besteht an vielen der in den 1950er bis 1970er Jahren geplanten wasserwirtschaft-
lichen Entwässerungsanlagen in den Niederungen ein hoher Anpassungs- und Sanie-
rungsbedarf. 

Für diese Anpassungen wird bis Anfang 2023 federführend im Umwelt- und Landwirt-
schaftsministerium von Schleswig-Holstein eine langfristige Strategie für die Zukunft der 
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Niederungen erarbeitet. Hierfür wurden bereits Eckpunkte abteilungsübergreifend von 
Wasserwirtschaft, Klima- und Naturschutz sowie Landwirtschaft festgelegt. Diese Eck-
punkte wurden mit dem eingerichteten Projektbeirat mit Mitgliedern aus den Bereichen 
Land- und Wasserwirtschaft sowie Naturschutz und Landes- bzw. Raumplanung bera-
ten. Mit der Niederungsstrategie bis 2100 wird ein generationsübergreifender Anpas-
sungsprozess initiiert, in dem die eng miteinander verknüpften Akteure und Handlungs-
felder der Wasser- und Landwirtschaft, des Natur-, Gewässer- und Klimaschutzes sowie 
der Raumplanung zusammengeführt werden. Ziel ist es, zugleich auch eine Wertschöp-
fung in den Niederungen zu ermöglichen. 

Das Land wird diesen Veränderungsprozess mit Pilotprojekten unterstützen. Eine Förde-
rung und die Vergabe von Zuschüssen wird an die Erfüllung der Zielsetzungen der Nie-
derungsstrategie geknüpft werden. 

Zu den langfristigen Zielen dieser Strategie gehören: 
- die Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung und Nutzung der Niederungen, 
- die Erreichung der Ziele des Klima-, Gewässer- und Biodiversitätsschutzes und 
- die finanzielle Sicherstellung des Betriebs und Erhalts der dafür erforderlichen  

Anlagen. 

Aufgabe der Niederungsstrategie ist es auch, die Niederungen als Kulturlandschaft mit 
ihrem vielfältigen Wertschöpfungspotenzialen insbesondere in den Bereichen Landbe-
wirtschaftung, Tourismus, Klima- und Biodiversitätsschutz zukunftsfähig weiterzuentwi-
ckeln. 

Neben dem Landesverband sind auch Experten von örtlichen Wasser- und Bodenver-
bänden in dem Projektbeirat vertreten.                     

         -Ro- 

 
 
11. Umsatzsteuerpflicht für WBV (hier: Unterhaltungsverbände) 
Zum 01.01.2023 treten auch für alle Wasser- und Bodenverbände die Bestimmungen der 
EU-Mehrwertsteuersystemrichtline in Kraft; dies gilt zum genannten Zeitpunkt sofern 
eine sog. Optionserklärung durch die Verbände beim Finanzamt abgegeben wurde; an-
sonsten gilt das neue Umsatzsteuerrecht bereits seit 2017. 
 
Ganz wesentlich ist der neu geschaffene § 2b Umsatzsteuergesetz (UStG). 
Im Gegensatz zur dann ab 2023 alten Regelung im UStG, wonach juristische Personen 
des öffentlichen Rechts (= alle Wasser- und Bodenverbände) nur mit ihren Betrieben 
gewerblicher Art als steuerbare Unternehmer galten, gilt dann ab dem 01.01.2023 die 
Grundannahme im UStG, dass zunächst einmal alle Wasser- und Bodenverbände sog. 
steuerbare Unternehmer sind. 
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Der § 2b UStG listet jetzt nur noch Ausnahmetatbestände auf, bei denen die Umsätze 
der Verbände nicht als umsatzsteuerpflichtig eingestuft werden: 
 
§ 2b UstG 
(1) Vorbehaltlich des Absatzes 4 gelten juristische Personen des öffentlichen Rechts 

nicht als Unternehmer im Sinne des § 2, soweit sie Tätigkeiten ausüben, die ihnen im 
Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen, auch wenn sie im Zusammenhang mit die-
sen Tätigkeiten Zölle, Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erheben. Satz 1 gilt 
nicht, sofern eine Behandlung als Nichtunternehmer zu größeren Wettbewerbs-ver-
zerrungen führen würde. 

(2) Größere Wettbewerbsverzerrungen liegen insbesondere nicht vor, wenn  
     1. der von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts im Kalenderjahr aus 

gleichartigen Tätigkeiten erzielte Umsatz voraussichtlich 17 500 Euro jeweils nicht 
übersteigen wird oder 

     2. vergleichbare, auf privatrechtlicher Grundlage erbrachte Leistungen ohne Recht 
auf Verzicht (§ 9) einer Steuerbefreiung unterliegen. 

(3) Sofern eine Leistung an eine andere juristische Person des öffentlichen Rechts aus-
geführt wird, liegen größere Wettbewerbsverzerrungen insbesondere nicht vor, wenn 

     1. die Leistungen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen nur von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts erbracht werden dürfen oder 

     2. die Zusammenarbeit durch gemeinsame spezifische öffentliche Interessen be-
stimmt wird. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn  

     a) die Leistungen auf langfristigen öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen beruhen, 
     b) die Leistungen dem Erhalt der öffentlichen Infrastruktur und der Wahrnehmung 

einer allen Beteiligten obliegenden öffentlichen Aufgabe dienen, 
     c) die Leistungen ausschließlich gegen Kostenerstattung erbracht werden und 
     d) der Leistende gleichartige Leistungen im Wesentlichen an andere juristische 

Personen des öffentlichen Rechts erbringt. 
 
Was zunächst für die Wasser- und Bodenverbände so klang, als ob durch entsprechende 
Satzungs- und Vertragsregelungen eine allgemeine Umsatzsteuerpflicht noch vermieden 
werden könne, wurde durch ein BMF-Schreiben vom 14.11.2019 ganz gravierend einge-
schränkt. 
Gemäß diesem BMF-Schreiben ist in jedem Fall zu prüfen, ob eine mögliche größere 
Wettbewerbsverzerrung vorliegen könnte. D.h., dass auch bei Vorliegen aller in § 2b 
UStG geforderten Tatbestandsmerkmale zum Ausschluss der Steuerpflicht eine zusätz-
liche Prüfung hinsichtlich einer möglichen Wettbewerbsverzerrung durch die Verbände 
vorzunehmen ist. 
 
Nach derzeitiger Auslegung der Finanzämter liegt eine solche größere Wettbewerbsver-
zerrung bereits dann vor, wenn allein die Möglichkeit besteht, dass ein privater Unter-
nehmer die Leistung für den Wasser- und Bodenverband erbringen könnte. Nach Lesart 
der Finanzämter müsste demnach noch nicht einmal ein potentieller privater Anbieter vor 
Ort ansässig sein, sondern allein die Möglichkeit der Firmenansiedlung und damit der 
privaten Leistungserbringung könnte zur Annahme einer möglichen Wettbewerbsverzer-
rung ausreichen. 
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In der Quintessenz bedeutet dies für die Wasser- und Bodenverbände, dass insbeson-
dere die Betriebshofleistungen eines Verbandes an einen anderen (auch Unter- oder 
Mitglieds-) Verband mangels gesetzlicher Ausschlusstatbestände in der Regel als um-
satzsteuerpflichtig angesehen werden müssen. Betriebshofleistungen für den eigenen 
Verband bleiben als sog. Innenumsätze demgegenüber steuerfrei. 
 
Auf Nachfrage des Landesverbandes hat das Finanzministerium Schleswig-Holstein 
schriftlich bestätigt, dass eine Einzelfallprüfung bezüglich der Umsatzsteuerpflicht vorzu-
nehmen ist. Möglich wäre hier die Bitte um eine verbindliche Auskunft an das jeweilige 
Finanzamt nach Fallschilderung durch den Verband. Eine allgemeine Aussage für ähn-
lich gelagerte Fallgestaltungen für die Verbände in Schleswig-Holstein kann dabei nicht 
getroffen werden, weil hier nur das jeweilige Finanzamt vor Ort (Betriebsstättenfinanz-
amt) die Entscheidung zu treffen hat. 

Um es ganz deutlich zu sagen: Die Leistungen der Betriebshöfe an andere Verbände / 
Körperschaften (auch für Unter- und Mitgliedsverbände) werden ab dem 01.01.2023 
auch dann regelmäßig als umsatzsteuerpflichtig anzusehen sein, wenn der Verband aus-
schließlich seine hoheitlichen Aufgaben der Gewässerunterhaltung, des Hochwasser-
schutzes oder der Schöpfwerksunterhaltung ausübt. 
 
Demgegenüber nicht betroffen von der Umsatzsteuerpflicht ist die Ausübung der Tätig-
keiten, die gesetzlich nur auf einen anderen Wasser- und Bodenverband übertragen wer-
den können.  
Dies gilt beispielweise für die Übertragung der Verwaltungsleistungen (Verbandskasse, 
Beitragshebung, Geschäftsführung) gem. § 15 LWVG auf öffentlich-rechtlicher Grund-
lage.  
Damit scheiden privatrechtliche Verträge und Abrechnungen aus. Grundlage müssen öf-
fentlich-rechtliche Verträge sowie entsprechende Beitragsbescheide bilden. 
Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang darauf, dass es steuerrechtlich nicht von Be-
lang ist, ob Verbände gemäß ihrer eigenen Satzung Aufgaben zugewiesen haben. Allein 
gesetzliche Bestimmungen bilden die Grundlage für die Annahme von steuerfreien Um-
sätzen. 
 
Da die umsatzsteuerpflichtige Gestaltung von verbandlichen Leistungen an andere Ver-
bände, Körperschaften oder Dritte mit einem nicht zu unterschätzenden Verwaltungsauf-
wand verbunden sein wird, empfiehlt der Landesverband seinen betroffenen Mitglieds-
verbänden frühzeitig Kontakt zu einem Steuerberatungsbüro aufzunehmen und/oder ei-
genes Personal entsprechend aus- und weiterzubilden. 
 
Ein letzter Lichtblick verbleibt dennoch: 
Angekündigt ist ein weiteres BMF-Schreiben zum Themenkomplex „Umsatzbesteuerung 
der öffentlichen Hand“. Unglücklicherweise ist weder bekannt, zu welchem Zeitpunkt die-
ses BMF-Schreiben veröffentlicht werden wird, noch welche konkreten Sachverhaltsge-
staltungen rechtlich weiterentwickelt werden. 
Abschließend muss festgestellt werden, dass die Umsatzbesteuerung der öffentlichen 
Hand seit Langem kontrovers diskutiert und immer wieder unerwarteten Neuerungen 
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unterlegen ist. Auch zum jetzigen Zeitpunkt können die Fragen nach den endgültigen 
Fallgestaltungen und finanziellen sowie personellen Auswirkungen auf die Wasser- und 
Bodenverbände nicht verbindlich beantwortet werden. 
                             -CT- 
 
12. Vergaberecht 

I. Erhebliche Kostenüberschreibung als schwerwiegender Aufhebungsgrund  
I.S. von § 17 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A ist eine Verfahrensaufhebung gerechtfertigt, wenn 
die vor Durchführung der Ausschreibung erstellte Kostenschätzung vertretbar erscheint 
und das abgegebene Angebot deutlich darüber liegt. 
 
Sachverhalt 
Im EU-weiten Verfahren wurde die Herstellung von Baugruben, Verbau und Tiefgrün-
dung inkl. Spezialtiefbau ausgeschrieben. Es gab nur eine Bieterin, deren Preis die Auf-
tragswertschätzung immens überstieg. Das Verfahren wurde aufgehoben mit der Be-
gründung: 
„Das vorliegende Angebot überschreitet die zur Verfügung stehenden Mittel zzgl. Kosten 
einer evtl. Neuausschreibung um 129 %. Es ist daher unannehmbar. Folglich ist aus 
wirtschaftlichen Gründen die Aufhebung erforderlich. Nach Aufhebung erfolgt eine er-
neute Ausschreibung der Bauleistungen.“ 
  
Die erneute Ausschreibung sollte als Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
durchgeführt werden. Dies wurde von der Antragstellerin gerügt. Sie machte geltend, 
dass kein schwerwiegender Grund i.S. von § 17 EU-VOB/A vorliege, der die Aufhebung 
rechtfertigen könne. Die Kostenschätzung sei zu niedrig gewesen. 
  
Die Antragsgegnerin half der Rüge nicht ab, da die erforderlichen Mittel zu Annahme des 
Angebots nicht zur Verfügung stünden. Außerdem seien der Antragstellerin mehrere Kal-
kulationsfehler unterlaufen. Daraufhin wurde die Durchführung eines Nachprüfungsver-
fahrens beantragt. 
 
Ohne Erfolg! Es besteht kein Anspruch der Bieter auf Abschluss eines Vergabeverfah-
rens mit Zuschlagserteilung. 
Ein Anspruch auf „Aufhebung der Aufhebung“ besteht allein in dem Fall, dass die Aufhe-
bung in rechtlich zu missbilligender Weise erfolgt. Die Vergabekammer vertritt die Auf-
fassung, dass die Antragsgegnerin die Ausschreibung aufheben durfte. Es lag hierfür ein 
schwerwiegender Grund i.S. von § 17 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A vor. 
Die Vergabekammer hält die vor Durchführung des Verfahrens erstellte Kostenschät-
zung der Antragsgegnerin innerhalb des gegebenen Überprüfungsmaßstabs für vertret-
bar. Daher ist eine Verfahrensaufhebung gerechtfertigt, wenn ein abgegebenes Angebot 
deutlich darüber liegt. 
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Die Kostenschätzung des Auftraggebers muss vertretbar und mit der gebotenen Sorgfalt 
durchgeführt worden sein. Die angewandte Methodik der Kostenermittlung muss geeig-
net sein, voraussichtliche Marktpreise zu schätzen. Es kann nicht pauschal festgelegt 
werden, wann eine erhebliche Überschreitung der Kostenschätzung vorliegt. Zu berück-
sichtigen sind die Umstände des jeweiligen Einzelfalls. Die Rechtsprechung zu diesem 
Thema variiert erheblich und geht von einer Überschreitung von 10 % bis hin zu 50 % 
aus. Im vorliegenden Fall liegt die Überschreitung bei 129, 8 %. 
Die Auftragswertschätzung ist nachvollziehbar zu dokumentieren. Es muss erkennbar 
sein, wie die der Schätzung zu Grunde liegenden Preise ermittelt wurden. Der erwartba-
ren Preisentwicklung am Markt sollte immer mit einem Kostenpuffer Rechnung getragen 
werden. Je nach Art des Beschaffungsbedarfs sind auch Faktoren zu berücksichtigen, 
welche Einfluss auf die Kostenentwicklung haben können (z.B. Altlastenentsorgung bei 
Altbausanierung). 
VK Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom 17.06.2021, Az.: 3 VK 9/20             -CT- 

 

II. Eine rechtswidrige Verfahrensaufhebung kann zu Schadensersatz führen 
Hebt ein öffentlicher Auftraggeber ein Vergabeverfahren ohne Vorliegen eines Aufhe-
bungsgrundes auf, kann der Zuschlagsbieter einen Anspruch auf Ersatz des positiven 
Interesses - also des entgangenen Gewinns - haben. 
  
Sachverhalt 
Die Klägerin nahm an einer Bauausschreibung der Beklagten teil und gab das günstigste 
Angebot für die schlüsselfertige Errichtung eines Mehrfamilienhauses zur Unterbringung 
von Flüchtlingen ab. Die Parteien vereinbarten, die Angebotsbindefrist zu verlängern. 
Einer weiteren Bindefristverlängerung stimmte die Klägerin jedoch nicht zu. Daraufhin 
teilte die Beklagte der Klägerin mit, die Ausschreibung werde wegen Wegfalls des Be-
schaffungsbedarfs aufgehoben. Drei Monate später forderte die Beklagte die Klägerin 
auf, ein Angebot zur schlüsselfertigen Errichtung eines Mehrfamilienhauses abzugeben. 
Der Aufforderung zugrunde lag ein Bauprojekt in derselben Lage und mit dem gleichen 
Leistungsverzeichnis wie bei der ersten Ausschreibung. Da die Klägerin dieses Mal nicht 
das günstigste Angebot abgegeben hatte, erhielt ein Dritter den Zuschlag. Die Klägerin 
nahm die Beklagte auf Zahlung von entgangenem Gewinn in Höhe von 53.900 Euro, der 
Kosten der Angebotserstellung von 2.630,17 Euro und des Entgelts für die Angebotsun-
terlagen von 150 Euro zuzüglich Zinsen und Rechtsanwaltskosten in Anspruch. 
Das Landgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 150 Euro für die Angebotsunterlagen 
nebst Zinsen und anteiliger vorprozessualer Rechtsanwaltskosten verurteilt und im Übri-
gen die Klage abgewiesen. Das Berufungsgericht hat die Beklagte zur Zahlung von ins-
gesamt 49.957,24 Euro verurteilt. Davon entfallen 48.600,24 Euro auf entgangenen Ge-
winn, 1.206,30 Euro auf Kosten für die Erstellung des Angebots und 150 Euro auf die 
bereits vom Landgericht zuerkannten Kosten für Angebotsunterlagen. Zudem hat das 
Berufungsgericht Zinsen und Rechtsanwaltskosten zuerkannt und im Übrigen die Klage 
abgewiesen. Hiergegen richtet sich die vom Senat zugelassene Revision beim BGH, mit 
der die Beklagte weiterhin die Klageabweisung erstrebt. 
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Urteil 
Zwar hatte die Beklagte mit ihrer Revision im vorliegenden Fall Erfolg, weil das Beru-
fungsgericht nach Auffassung des BGH keine Tatsachen festgestellt habe, die die An-
nahme tragen könnten, dass die Beklagte die Ausschreibung aufgehoben habe, um den 
Auftrag an einen bestimmten Bieter vergeben zu können. 
Der BGH hat in seiner Entscheidung in Fortführung seiner bisherigen Rechtsprechung 
klargestellt, dass ein Anspruch auf Ersatz des entgangenen Gewinns dann in Betracht 
kommt, wenn das Vergabeverfahren mit einem Zuschlag abgeschlossen wird, der Zu-
schlag jedoch nicht demjenigen Bieter erteilt wird, auf dessen Angebot er bei Beachtung 
der maßgeblichen vergaberechtlichen Vorschriften allein hätte erteilt werden dürfen. 
Dem Abschluss eines Vergabeverfahrens mit dem Zuschlag an einen nicht zuschlags-
berechtigten Bieter sei es gleichzustellen, wenn der öffentliche Auftraggeber ein wirt-
schaftlich und wertungsmäßig entsprechendes Ergebnis dadurch herbeiführt, dass er die 
Ausschreibung aufhebt, ohne dass ein anerkannter Aufhebungsgrund vorliegt, und den 
Auftrag außerhalb eines förmlichen Vergabeverfahrens oder in einem weiteren Vergabe-
verfahren an einen Bieter vergibt, an den der Auftrag nach dem Ergebnis des aufgeho-
benen wettbewerblichen Verfahrens nicht hätte vergeben werden dürfen. Voraussetzung 
hierfür sei es, dass der später vergebene Auftrag bei der gebotenen wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise das gleiche Vorhaben und den gleichen Auftragsgegenstand betrifft und 
die Auftragsvergabe einem Zuschlag im aufgehobenen Vergabeverfahren an einen nicht 
zuschlagsberechtigten Bieter gleichzustellen ist. Dies sei namentlich der Fall, wenn der 
öffentliche Auftraggeber das Vergabeverfahren nicht - im Hinblick auf die Vergabe an 
den Bieter mit dem annehmbarsten Angebot - aus sachlichen und willkürfreien Gründen 
aufgehoben hat, sondern um den Auftrag in einem Folgeverfahren an einen anderen 
Bieter vergeben zu können 
  
Eine Ausschreibung darf nur aus den in § 17 VOB/A-EU, § 17 VOB/A, § 63 VgV und § 
48 UVgO genannten Gründen aufgehoben werden. Dabei muss der öffentliche Auftrag-
geber das ihm zustehende Ermessen ordnungsgemäß ausüben und aus Beweisgründen 
im Vergabevermerk nachvollziehbar dokumentieren. Übt er sein Ermessen fehlerhaft 
aus, etwa weil er ein Verfahren vorsätzlich ohne Vorliegen eines anerkannten Aufhe-
bungsgrundes aufhebt, kann er zum Ersatz des entgangenen Gewinns des eigentlichen 
Bestbieters verpflichtet sein. 
 
BGH, Urteil vom 08.12.2020 – XIII ZR 19/19                                                           

          -CT- 
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III. Ausschluss vom Vergabeverfahren wegen Schlechterfüllung  
§ 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB: Schließt ein Auftraggeber einen Bieter von der Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren aus und begründet dies mit der Schlechterfüllung eines frühe-
ren öffentlichen Auftrags, ist der Bieter vor der Ausschlussentscheidung anzuhören.  
 
Sachverhalt 
In einem europaweiten Verfahren wurden Reinigungsleistungen für ein Gymnasium öf-
fentlich ausgeschrieben. Der bisherige Reinigungsvertrag mit der Antragstellerin wurde 
ordentlich gekündigt. Ein weiterer Reinigungsvertrag für ein anderes Gymnasium wurde 
durch den Antragsgegner außerordentlich gekündigt. Es wurde gleichzeitig eine Sperre 
für die Erteilung künftiger Aufträge bis zum 31.03.2022 ausgesprochen. Die Antragstel-
lerin und die Beigeladene gaben Angebote für Los 2 der in dem europaweiten Verfahren 
ausgeschriebenen Reinigungsleistungen ab. Das Angebot der Antragstellerin war das 
preislich günstigste. 
Die Vergabestelle informierte die Antragstellerin mit Schreiben vom 20.05.2020, dass die 
Vergabe an die Beigeladene beabsichtigt ist. Die Antragstellerin sei aufgrund der Sperre 
von der Wertung auszuschließen. Der Ausschluss wurde von der Antragstellerin mit 
Schreiben vom 26.05.2020 gerügt. Der Antragsgegner half der Rüge insoweit ab, als die 
Sperre zurückgenommen wurde. Die Antragstellerin wurde dennoch nach § 124 Abs. 1 
Ziff. 7 GWB ausgeschlossen, da bei bisherigen Reinigungsleistungen wiederholt Mängel 
aufgetreten seien. Die Fortführung des gestörten Verhältnisses sei nicht zumutbar. Mit 
Schreiben vom 03.06.2020 rügte die Antragstellerin den Ausschluss. Der Antragsgegner 
half dieser Rüge nicht ab. Daraufhin stellte Antragstellerin einen Nachprüfungsantrag. 
Der Nachprüfungsantrag wurde durch die Vergabekammer als unbegründet zurückge-
wiesen. 
Die vorzeitige Beendigung eines Reinigungsvertrages habe die Antragstellerin klaglos 
hingenommen. Die Kündigung wurde auf mangelhafte Leistungen gestützt. Zudem sei 
eine Kündigung auch wegen nicht genehmigten Nachunternehmereinsatzes möglich ge-
wesen. Im Vergabevermerk wurde ausführlich begründet, dass derzeit eine vertrauens-
volle Zusammenarbeit nicht möglich sei. Gegen diese Entscheidung legte die Antragstel-
lerin sofortige Beschwerde ein. 
 
Beschluss 
Mit Erfolg! Die Ausschlussentscheidung ist so, wie sie getroffen wurde, rechtlich nicht 
haltbar. Unstreitig gab es Vorfälle, aufgrund derer man den Ausschluss der Antragstelle-
rin in Betracht ziehen konnte. So gab es wiederholt Beanstandungen der erbrachten Rei-
nigungsleistungen. Dies führte zu Rechnungskürzungen und einer vorzeitigen Beendi-
gung des Vertragsverhältnisses. Die Tatsache des ohne schriftliche Zustimmung erfolg-
ten Nachunternehmereinsatzes ist ebenfalls unstreitig. Rechtlich problematisch war, ob 
dieser bei der Ausschlussentscheidung nach § 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB berücksichtigt 
werden kann, nachdem der Vertrag bereits vorher und unabhängig vom Nachunterneh-
mereinsatz durch den Antragsgegner gekündigt wurde. 
Die Ausschlussentscheidung entspricht mangels vorheriger Anhörung der Antragstelle-
rin, mangels einer Prognoseentscheidung und mangels einer ordnungsgemäßen Aus-
übung des Ermessens jedenfalls nicht den Anforderungen des § 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB. 
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Es bedarf regelmäßig vor einer Ausschlussentscheidung einer Anhörung des betroffenen 
Bieters. Dies ist vorliegend nicht erfolgt. Der Ausschluss eines Bieters kommt stets nur 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit in Betracht. Es besteht 
daher die Verpflichtung, dem betroffenen Bieter vor einem Ausschluss rechtliches Gehör 
zu gewähren. So wird dem Bieter die Möglichkeit gegeben, Vorwürfe zu widerlegen oder 
mögliche Selbstreinigungsmaßnahmen nach § 125 GWB darzulegen. Für eine erforder-
liche Prognoseentscheidung ist die vorherige Anhörung von erheblicher Bedeutung. 
 
Der Ausschluss eines Bieters vom Vergabeverfahren wegen früherer Schlechtleistung 
stellt faktisch eine Bestrafung mit wirtschaftlichen Konsequenzen dar. Daher ist auch bei 
nicht zu bescheidenden Entscheidungen öffentlicher Auftraggeber der Grundsatz des 
rechtlichen Gehörs zu beachten. Betroffenen Bietern ist grundsätzlich Gelegenheit zu 
geben, zu Vorwürfen, die einen Ausschluss vom Vergabeverfahren oder eine befristete 
Sperre bei der Teilnahme an Vergabeverfahren zur Folge haben, Stellung zu nehmen. 
  
OLG München, Beschluss vom 29.01.2021 (Az.: Verg 11/20)                   -CT- 
 
13. Allgemeine Hinweise zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen 

I. Einführung des bundesweiten elektronischen Wettbewerbsregisters 
Die Einführung des bundesweiten elektronischen Wettbewerbsregisters soll es öffentli-
chen Auftraggebern zukünftig erleichtern nachzuprüfen, ob Unternehmen aufgrund von 
relevanten Wirtschaftsdelikten oder anderer Rechtsverstöße von einer Ausschreibung 
auszuschließen sind. 
Das beim Bundeskartellamt geführte Register ersetzt die bisher verpflichtende Abfrage 
beim Gewerbezentralregister oder den Korruptionsregistern der Länder. Ab dem 
01.06.2022 besteht die Abfragepflicht von öffentlichen Auftraggebern ab einen Auftrags-
wert von 30.000 € netto. Zu diesem Zwecke müssen sich öffentliche Auftraggeber regist-
rieren lassen. Auf der Internetseite des Bundeskartellamtes (www.bundeskartellamt.de) 
können Informationen, Leitfäden und Formulare zur Registrierung abgefragt werden. 
(Quelle: ABSt, BMWK, Bundeskartellamt) 
 

II. Vergabestatistik 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat die bundesweite Vergabestatistik 
Anfang Oktober 2020 in Betrieb genommen. Öffentliche Auftraggeber müssen dann alle 
ab diesem Zeitpunkt bezuschlagten Aufträge und Konzessionen an das Statistische Bun-
desamt, den Betreiber der Vergabestatistik, melden. Meldepflichtig sind alle öffentlichen 
Aufträge und Konzessionen ab Zuschlagserteilung 01.10.2020 von Vergaben oberhalb 
der EU-Schwellenwerte (§ 2 Abs.1 i.V.m. § 3 Abs. 1 VergStatVO) und Unterschwellen-
vergaben ab 25.000 € netto (§ 2 Abs. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 VergStatVO). Der Auftraggeber 
muss zur Meldung der Daten eine Berichtsstelle bestimmen (Meldung unter www-
idev.destatis.de).  
Die Meldung der Vergabedaten kann manuell per Onlineformular oder automatisiert aus 
einem Fachverfahren per Datenschnittstelle (z.B. Vergabemanagementsystem) erfolgen. 
(Quelle: BMWi) 
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III. „E-Vergabe“ 
Die Pflicht zur elektronischen Vergabe (E-Vergabe) von öffentlichen Aufträgen besteht 
für den Oberschwellenbereich, also oberhalb der EU-Schwellenwerte (derzeit ab 
5.382.000 € netto f. Bauleistungen/ab 215.000 € netto f. Liefer- u. Dienstleistungen), be-
reits seit dem Jahr 2018. 
Die Verpflichtung öffentliche Aufträge ausschließlich mithilfe elektronischer Mittel auszu-
schreiben und zu vergeben ist für den Unterschwellenbereich seit dem Jahr 2020 vorge-
sehen, aber auch weiterhin fakultativ anwendbar. Andere Verfahrensformen bleiben 
demnach zulässig. 
Die Verbände sollten sich mit der Thematik der „E-Vergabe“ (Nutzung von Vergabeplatt-
formen, Zentrale Beschaffungsstellen, Vergabemanagementsystem) jedoch beschäfti-
gen, da eine verpflichtende Umsetzung der E-Vergabe zeitnah erfolgen kann. 
 
Aktuelle Wertgrenzen bei Auftragsvergaben: 
Grundsätzlich stehen dem öffentlichen Auftraggeber für Auftragsvergaben die Verfahren 
der öffentlichen Ausschreibung oder der beschränkten Ausschreibung mit Teilnehmer-
wettbewerb zur Verfügung. Das gilt für die Vergabe von Bauleistungen nach den Vor-
schriften der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A (VOB/A) sowie für 
Liefer- und Dienstleistungen nach den Vorschriften der Unterschwellenvergabeordnung 
(UVgO) gleichermaßen. Abweichend davon stehen dem öffentlichen Auftraggeber wei-
tere Verfahrensarten zur Verfügung, die sich an den unten aufgeführten Netto-Wertgren-
zen orientieren. Die aktuellen Wertgrenzen gelten vorerst bis zum 31.03.2024. 
 
 Bauleistungen 

(VOB/A) 
Liefer- und 
Dienstleistun-
gen (UVgO) 

Liefer- und 
Dienstleistun-
gen für Sekto-
renauftraggeber 

Oberschwellenbereich EU-
weit 

ab 5.382.000 € ab 215.000 €  ab 431.000 € 

Unterschwellenbereich    
Öffentliche Ausschreibung ab 1.000.000 €  ab 100.000 €   
Beschränkte Ausschreibung 
mit Teilnehmerwettbewerb 

 
ab 1.000.000 € 

 
ab 100.000 € 

 

Beschränkte Ausschreibung 
ohne Teilnehmerwettbewerb 

 
bis 1.000.000 € 

 
bis 100.000 € 

 

Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 

Bis 100.000 €  
oder einzelne 
Fachlose bis 
50.000 € 

 
bis 100.000 € 

 

Direktauftrag bis 3.000 € bis 1.000 €  
(Quelle: ABSt) 

      - Kü - 
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14. Gewässer als Teil einer Abwassereinrichtung? 
Das OVG Schleswig hat am 10.06.2021 entschieden, dass ein Gewässer nicht zugleich 
Teil einer Abwassereinrichtung sein kann. 
Eine durch eine Abwassersatzung festgelegte Einbeziehung von offenen und verrohrten 
Gräben in die öffentliche Abwassereinrichtung setzt danach den Verlust der Gewässer-
eigenschaft nach Durchführung eines wasserrechtlichen Planfeststellungs- bzw. Geneh-
migungsverfahrens voraus. 
Das OVG Schleswig schließt sich ausdrücklich nicht der sog. „Zwei-Naturen-Theorie“ an, 
nach der ein Gewässer gleichzeitig Bestandteil der öffentlichen Abwassereinrichtung 
sein könne. Wasserläufe und Kanalisation seien vielmehr streng voneinander zu trennen. 
Der Landesgesetzgeber unterscheide im Kommunalabgabengesetz SH (KAG) zwischen 
Benutzungsgebühren in § 6 KAG und den Kosten für die Unterhaltung von Gewässern 
in § 7 KAG. Dies spreche dafür, dass Gewässerunterhaltungskosten nicht in die Benut-
zungsgebühr für eine öffentliche Einrichtung im Sinne von § 6 KAG einbezogen werden 
können. 
Die Einstufung als Gewässer oder Abwasseranlage sei ausschließlich eine Frage des 
materiellen Wasserrechts. Nach der neueren Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts sei für ein oberirdisches Gewässer die nicht nur gelegentliche Wasseransamm-
lung in einem Gewässerbett kennzeichnend. Ein Gewässerbett sei eine äußerlich er-
kennbare natürliche oder künstliche Begrenzung des Wassers in einer Eintiefung an der 
Erdoberfläche. Befinde sich das Wasser an einem solchen Ort, sei es in der Regel in den 
natürlichen Wasserkreislauf eingebunden und habe Anteil an den Gewässerfunktionen.  
Dies liege insbesondere bei offenen Gräben nahe, da eine Teilnahme am natürlichen 
Gewässerkreislauf bereits dann anzunehmen sei, wenn natürliche Prozesse wie Versi-
ckerung, Aufnahme von Regenwasser und Auffangen von aufsteigendem Grundwasser 
stattfinden.  
Auch bei geschlossenen/verrohrten Gräben führt nicht jegliche Unterbrechung im ober-
irdischen Wasserlauf zu einer anderen rechtlichen Beurteilung. 
Der Maßstab für den Verlust der Gewässereigenschaft sei letztlich in beiden Fällen die 
Absonderung vom natürlichen Gewässerhaushalt, die sich insbesondere in der Beein-
trächtigung der Gewässerfunktion zeige. Diese Absonderung orientiert sich an der (voll-
ständigen) Unterbrechung des Wasserkreislaufs und vollständigen Einbeziehung in die 
Abwasseranlage. 
Gerade bei Teilverrohrungen von Wasserläufen komme eine abschnittsweise Zergliede-
rung der offenen und verrohrten Teilstrecken in Gewässer und Nicht-Gewässer in der 
Regel nicht in Betracht. 
 
Der Schleswig-Holsteinische Gesetzgeber hat mit der Neufassung des § 44 (1) LWG ab 
2020 geregelt, dass Gräben Bestandteil der Abwasserbeseitigungsanlage sein können. 
Die Abwasserbeseitigung kann auch mit Hilfe von zu diesem Zweck errichteten offenen 
Anlagen zum Sammeln, Fortleiten und Versickern des Abwassers (z.B. Mulden oder of-
fene Gräben) erfolgen. Diese Anlagen sind keine Gewässer. 
Insbesondere treffe dies auf neu errichtete Anlagen oder bereits zum Zweck der Abwas-
serentsorgung errichteten bestehenden Anlagen zu. 
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Der Errichtungszweck von Anlagen hängt nicht entscheidend von dem seinerzeit durch-
geführten wasserrechtlichen Zulassungsverfahren ab, sondern ergibt sich ausschließlich 
aus ihrer bestimmungsgemäßen Funktion als technische Anlage (z.B. Regenrückhalte-
becken). Anfallende Unterhaltungskosten können daher im Rahmen des Abwasserge-
bührenrechts umgelegt werden.                           -CT- 
 
15. Verkauf und Rücküberlassung eines Handys an den Arbeitnehmer 
Der Verkauf eines Handys durch den Arbeitnehmer an den Arbeitgeber und die anschlie-
ßende Nutzungsüberlassung dieses Handys durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer 
ist steuerfrei nach § 3 Nr. 45 EStG und kein Gestaltungsmissbrauch i. S. von § 42 AO. 
In den beiden vom FG München entschiedenen Fällen hatte der jeweilige Arbeitgeber 
zunächst das Handy des Arbeitnehmers zum Preis von 1,- € bzw. 6,- € erworben und es 
ihm anschließend auch zur privaten Nutzung überlassen und dabei die Kosten für den 
bestehenden, vom Arbeitnehmer abgeschlossenen Mobilfunkvertrag ganz oder teilweise 
übernommen. Der Arbeitgeber behandelte dies als steuerfrei nach § 3 Nr. 45 EStG. 
Das FG bestätigte die Steuerfreiheit, da der Arbeitgeber ein betriebliches Telekommuni-
kationsgerät überlassen hatte. Ein Gestaltungsmissbrauch lag nicht vor. Zwar könnte der 
Kaufpreis von 1,- € bzw. 6,- € zu niedrig gewesen sein; bei Zahlung eines angemessenen 
Kaufpreises wäre aber ebenfalls die Steuerbefreiung zu gewähren gewesen. Unschäd-
lich war, dass kein großer wirtschaftlicher Unterschied zu einer reinen Kostenübernahme 
der dem Arbeitnehmer entstandenen Handykosten durch den Arbeitgeber bestand. 
Ob auch vom Arbeitnehmer gemietete oder geleaste Handys steuerfrei überlassen wer-
den können, ist bisher nicht abschließend geklärt. Im vorliegenden Fall war der Arbeit-
nehmer Eigentümer des Handys.                 -CT- 
 
16. Anhebung des Freibetrages für die Aufwandsentschädigungen aus öffentli-
chen Kassen 
Ehrenamtlich tätige Verbandsvorsteher und Verbandsvorsteherinnen erhalten i.d.R. sog. 
Aufwandsentschädigungen.  

Gemäß § 3 Nr. 12 Satz 2 EStG sind Bezüge steuerfrei, die als Aufwandsentschädigung 
aus öffentlichen Kassen an öffentliche Dienste leistende Personen gezahlt werden, so-
weit nicht festgestellt wird, dass sie für Verdienstausfall oder Zeitverlust gewährt werden 
oder den Aufwand, der dem Empfänger erwächst, offenbar übersteigen. Dies gilt nicht 
für die Aufwandsentschädigung von Verbandsvorstehern von Verbänden, soweit diese 
fiskalisch tätig sind (z. B. Wasserversorgung). 

Zur Erleichterung der Feststellung, inwieweit es sich in den Fällen des § 3 Nr. 12 Satz 2 
EStG um eine steuerfreie Aufwandsentschädigung handelt, wurde in den Lohnsteuer-
richtlinien geregelt, dass ein bestimmter Betrag in der Regel ohne weiteren Nachweis als 
steuerlich anzuerkennender Aufwand angenommen werden kann (Freibetrag). 

Im Rahmen der Lohnsteuer-Änderungsrichtlinie 2021 (LStÄR 2021) v. 3.6. 2021 (BStBl I 
S. 776) wurde dieser Freibetrag für Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen 
für öffentliche Dienste im Sinne der Lohnsteuerrichtline R 3.12 LStR von bisher 200 €/ 
Monat rückwirkend zum 01.01.2021 auf nunmehr 250 €/ Monat angehoben.  

         -Gr- 
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17. Beitragshebung bei einer Erbengemeinschaft 
Mit Beschluss vom 17.03.2021 hat sich das OVG Schleswig (5 MB 5/21) mit der Thematik 
Mitgliedschaft einer Erbengemeinschaft und Bekanntgabe vom Beitragsbescheiden aus-
einandergesetzt. 

In den Leitsätzen des Beschlusses führt das OVG u.a. aus, dass 

- ein Beitragsbescheid gemäß § 112 Abs. 1, § 110 Abs. 1 LVwG demjenigen bekannt-
zugeben ist, den die Behörde für den Beitragsschuldner hält. Ob der Adressat objektiv 
beitragspflichtig ist, spielt für die ordnungsgemäße Bekanntgabe keine Rolle. 

-  eine Erbengemeinschaft nicht Mitglied eines Wasser- und Bodenverbandes sein kann, 
da sie nicht rechtsfähig ist (vgl. § 4 WVG) 

-  dass gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 4 WVG vorgeschriebene Mitgliederverzeichnis dem Nach-
weis einer bestehenden Mitgliedschaft dient. 

Bezüglich der Erbengemeinschaft stellte das OVG klar, dass bei dinglicher Mitgliedschaft 
die gemeinsamen Eigentümer Mitglied im Verband sind, und die sich aus der Mitglied-
schaft ergebenden Rechte und Pflichten sich in der Summe nicht von denen eines Ein-
zelmitgliedes unterscheiden. Die Eigentümer oder Erbbauberechtigten haben kein mehr-
faches Stimmrecht und leisten nicht Beiträge in mehrfacher Höhe. Der Verband kann 
seine Ansprüche wie bei einem Einzelmitglied geltend machen. Deshalb besteht für die 
Beitragsschuld eine gesamtschuldnerische Haftung. 

Der Beschluss kann auf www. gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de eingesehen werden. 

                      -Gr- 

 
18. Degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter  
Bereits in der vorherigen Verbandsinfo wurde darauf hingewiesen, dass durch das 
Coronahilfegesetz für 2020 und 2021 die Möglichkeit der degressiven Abschreibung 
(Afa) eingeführt wurde. Die degressive Afa ermöglicht in den Anfangsjahren die Erhö-
hung des steuerlichen Aufwandes.  
Das Wahlrecht kann insofern letztmalig im Jahresabschluss 2021 ausgeübt werden. 
Ein körperschaftssteuerpflichtiger Verband kann also ein Wirtschaftsgut, welches die ge-
nannten Voraussetzungen erfüllt, entweder linear in gleichen Jahresbeträgen (§ 7 Abs. 
1 Satz 1 EStG) abschreiben oder sich für die degressive Abschreibung entscheiden. Das 
Wahlrecht ist im Jahr der Anschaffung oder Herstellung zu treffen. 
Der Abschreibungssatz beträgt höchstens das 2,5-Fache des linearen Abschreibungs-
satzes und darf 25 % nicht übersteigen. 
Daneben besteht u.U. die Möglichkeit für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens neben der linearen oder degressiven Abschreibung die 20 %ige Sonderabschrei-
bung gem. § 7g Abs. 5 und 6 EStG geltend zu machen. Ab 2020 sind nur Betriebe steu-
erlich begünstigt, die die Gewinngrenze von 200.000 EUR nicht überschreiten.  
(Quelle www. haufe.de) 
Bei Bedarf wird die Rücksprache mit der steuerlichen Beratung des Verbandes empfoh-
len. 

           -Gr- 
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19. Meldung der Steuer-ID an die Minijob-Zentrale für gewerbliche Minijobber 
Ab dem 1. Januar 2022 ist seitens der Arbeitgeber auch die Steuer-Identifikationsnum-
mer (Steuer ID) für gewerbliche Minijobber über das elektronische Meldeverfahren an 
die Minijob-Zentrale zu übermitteln. Dies gilt unabhängig davon, ob der Arbeitgeber die 
Steuer pauschal an die Minijob-Zentrale zahlen oder die individuelle Besteuerung nach 
der Lohnsteuerklasse über das Finanzamt vornehmen. Zudem müssen die Arbeitgeber 
in der Datenübermittlung die Art der Versteuerung angeben. Weitere Informationen fin-
den sich auf der Internetseite der Minijob-Zentrale. 

           -Gr- 

20. Versicherungsschutz 
Verbände nehmen vielfältige Aufgaben wahr, wobei den Vorständen und Mitarbeitern 
auch bei größter Sorgfalt und Sachkunde Fehler unterlaufen können, die dann oftmals 
schwerwiegende finanzielle Folgen mit sich bringen können. Ein Haftungsrisiko ergibt 
sich z.T. auch schon aus dem normalen Betrieb eines Wasser- und Bodenverbandes. 
Die Verbände sind insofern gehalten, den Versicherungsschutz regelmäßig zu überprü-
fen. Hierbei ist insbesondere auf die Notwendigkeit einer ausreichenden (Betriebs-)haft-
pflichtversicherung zu achten. Diese Versicherungsform deckt Personen- und Sachschä-
den ab, die z.B. durch zu unterhaltende Anlagen der Verbände fremden Personen und 
Sachen zugeführt werden können. Aufgrund des hohen Haftungsrisikos für einen Ver-
band handelt es sich hier um eine faktische Pflichtversicherung. Zur Vermeidung von 
weiteren Haftungsrisiken ist u.U. auch der Abschluss einer Vermögensschadensversi-
cherung empfehlenswert.                    -Gr- 

 
21. Abwasserbeseitigung in Schleswig-Holstein muss wachsenden Ansprüchen 
gerecht werden  
Der Generalplan „Abwasser und Gewässerschutz“ wird fortgeschrieben, die Förderricht-
linie veröffentlicht - EUWID Wasser und Abwasser 3.2022 
 
22. Wechsel in der Geschäftsführung des WBV Ostholstein 
Nach fast 25 Jahren geht die bisherige Geschäftsführerin des WBV Ostholstein Hanna 
Kirschnick-Schmidt in den wohlverdienten Ruhestand; ihr Nachfolger wird Jörg Sommer-
feld. Lesen Sie hierzu auch den Artikel im „Ostholsteiner Anzeiger“.                                  
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